
Rechtsprechung zum Thema Fundtiere

Gemäß  der  Vorschriften  des  BGB  und  der  damit
einhergehenden  Verwaltungsgerichtsrechtsprechung  sind
zunächst alle Haustiere, die innerhalb eines Gemeindegebietes
aufgefunden werden,  als  sogenannte  „Anscheinsfundsache“
zu behandeln.

Die  amtliche  Zuständigkeit  für  die  Versorgung  und  gegebenenfalls
Unterbringung liegt hierbei ausnahmslos bei den Behörden. Dies gilt aber nur
für Tiere,  die üblicherweise unter menschlicher Obhut gehalten werden, also
auch  für  Hauskatzen.  Das  BVerwG  bestätigte  die  sogenannte
„Anscheinsfundsache"  (siehe  auch  beigefügtes  Schreiben  BME/BMJV
20.09.17). 

Hierzu  ist  auf  ein  höchstrichterliches  Urteil  des  Bundesverwaltungsgerichts
vom 26.04.2018 unter dem Aktzenzeichen 3 C 24.16 hinzuweisen (beigefügt). 

Das BVerwG hat  entschieden,  dass keiner Bürgerin und keinem Bürger von
Amts wegen unterstellt werden darf, sein Tier ausgesetzt oder zurückgelassen
zu haben. Es ist immer von der sogenannten Regelvermutung auszugehen, die
besagt, man müsse zunächst immer davon ausgehen, dass sich die Bürger an
Gesetze und Verordnungen halten. Aus diesem Grund sind aufgefundene Tiere
zunächst  als  entlaufen  oder  verloren  gegangen  einzuordnen  und  somit  als
Fundsache zu behandeln.

Jede  Verwaltung  muss  das  Urteil  des  Bundesverwaltungsgerichts
berücksichtigen.  Konkret  bedeutet es,  dass der Leitsatz des o.g.  Urteils  vom
26.04.2018 unter dem AZ 3 C 24.16  angewendet werden muss.

Leitsätze:

1. Die  Dereliktion  eines  Tieres,  die  gegen  das  tierschutzrechtliche
Aussetzungsverbot (§ 3 Satz 1 Nr. 3 TierSchG) verstößt, ist nichtig (§ 134
BGB). 

2. Von einer Fundsache ist auszugehen, wenn Eigentum an einer besitzlosen
Sache  nicht  mit  hinreichender  Sicherheit  ausgeschlossen werden kann.
Das gilt entsprechend für Fundtiere (§ 90a BGB). 
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Sachgebiet: 
 
Tierschutz- und Pflanzenschutzrecht, soweit nicht das 
Schwergewicht bei Materien liegt, die einem anderen Se-
nat zugewiesen sind 
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TierSchG § 2 Nr. 1, § 3 Satz 1 Nr. 3 
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Leitsätze: 
 
1. Die Dereliktion eines Tieres, die gegen das tierschutzrechtliche Aussetzungsverbot 
(§ 3 Satz 1 Nr. 3 TierSchG) verstößt, ist nichtig (§ 134 BGB).  
 
2. Von einer Fundsache ist auszugehen, wenn Eigentum an einer besitzlosen Sache 
nicht mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann. Das gilt entspre-
chend für Fundtiere (§ 90a BGB). 
 
3. Nimmt eine Behörde eine eigene Aufgabe wahr, so kommt ein Aufwendungser-
satzanspruch aus einer öffentlich-rechtlichen Geschäftsführung ohne Auftrag gegen 
einen anderen Verwaltungsträger grundsätzlich jedenfalls dann nicht in Betracht, 
wenn dessen Zuständigkeit der eigenen Aufgabe nicht vorgeht. 
 
 
Urteil des 3. Senats vom 26. April 2018 - BVerwG 3 C 24.16 
 
 
I. VG Dresden vom 29. Mai 2015 
 Az: VG 6 K 994/12 
II. OVG Bautzen vom 21. September 2016 
 Az: OVG 3 A 549/15 
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